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Bernhard Ott

Heute zerpflückt der Stadtrat das
Stadtberner Budget 2021. Das
Defizit dürfte am Ende die bud-
getierten 37 Millionen übertref-
fen und rund 40Millionen Fran-
ken betragen.Dies vor allemdes-
halb, weil der Stadtrat nach
Erstellen des Budgetsweitere 2,3
Millionen Franken für familien-
externe Kinderbetreuung bewil-
ligt hat, um Mehrkosten der El-
tern durch die Änderung kanto-
nalerBestimmungenabzufedern.
Auch die Genehmigung von
860’000 Franken für drei zusätz-
liche Ferientage für Stadtange-
stelltewird von Rot-Grün befür-
wortet. Die GFL/EVP-Fraktion
wird dem aber nur zustimmen,
wenn SP und GB/JA eine Kom-
pensation durch zusätzliche Ein-
sparungen beim Unterhalt von
Gebäuden und Strassen mittra-
gen.

Der Streit im rot-grünen
Bündnis über die Einsparungen
von 20Millionen Franken in den
Direktionen bleibt aber ungelöst.
Dies sind die Haltungen der drei
rot-grünen Fraktionen:

Die gemeinderatstreue GFL
Die Fraktion GFL/EVP stellt sich
hinter die Sparmassnahmen des
Gemeinderats in der Höhe von
20 Millionen Franken, weil sie
«ihren» Stadtpräsidenten Alec
von Graffenried nicht desavou-
ierenwill. DemVernehmen nach
soll die Fraktion in der Finanz-
delegation die Rücknahme von
Sparmassnahmen im Sozialbe-
reich abgelehnt haben, die von
SP und GB durchgesetzt wurde.
SP und GB wollen das Level im
Sozialbereich mehr oder weni-
ger auf dem Niveau des laufen-
den Budgets erhalten, anstatt
aufs Niveau des Vorjahrs zu-
rückzugehen. Dafür sollen Kür-
zungen in der Präsidialdirektion
in den Bereichen Aussenbezie-
hung und Repräsentation sowie
im Wirtschaftsamt von über
400’000 Franken vorgenommen
werden.

Dies lehnt die GFL/EVP-Frak-
tion ab,weil es die Direktion von
Graffenrieds betrifft. «Das kön-
nen wir nicht hinnehmen», sagt
Fraktionschef Lukas Gutzwiller.

Unterstützenwerde die Fraktion
aber einen Antrag, der die Kür-
zung der Kredite für die freien
Kulturschaffenden zumTeilwie-
der rückgängigmachenwill. Die
insgesamt 285’000 Frankenwer-
den einem Antrag der Fraktion
GB/JAgegenübergestellt, der das
Budget für die freie Szene um
365’000 Franken erhöhen will.

Die Haltung der GFL/EVP-
Fraktion ist kaum mehrheitsfä-
hig, weil sie gemeinderatstreu
ist. Schliesslich haben SP und
GB/JA kritisiert, dass der Ge-
meinderat seine Sparmassnah-
men nach arithmetischen und
nicht strategisch-inhaltlichen
Kriterienvorgenommenhat.Nun
wollen die Parteien selber
Schwerpunkte setzen.

SP in derMitteposition
Die SPhat früh angekündigt, dass
sie am Sparziel von 20Millionen

Franken festhaltenwill. Schliess-
lich will die Partei nicht «ihren»
Finanzdirektor Michael Aeber-
sold im Regen stehen lassen.
«Kommen alle von uns unter-
stützten Anträge durch, werden
rund 19,85 Millionen Franken
eingespart», sagt SP-Co-Präsi-
dentin Edith Siegenthaler. Spa-
renwill die SPaberweniger beim
Sozialen. Stattdessen sollen beim
Strassen- undGebäudeunterhalt
rund 700’000 Frankenmehr ein-
gespart werden, was notabene
zwei SP-Direktionen betrifft, sagt
Siegenthaler.

In der Präsidialdirektion setzt
die SP bei der Repräsentation
und beim Amt für Wirtschaft
Sparakzente. Unter dem Strich
komme die Direktion von Stadt-
präsident von Graffenried aber
mehr oder weniger ungescho-
ren davon, weil unter anderem
Kürzungen bei der freien Kul-

turszene und der Fachstelle
Gleichstellungwieder rückgän-
gig gemacht werden, sagt Sie-
genthaler. Sie ist zuversichtlich,
dass die Anträge ihrer Partei
mehrheitsfähig sind.

GBwill doch sparen
Das GB hatte noch vor kurzem
verlauten lassen, dass es das
20-Millionen-Franken-Sparziel
als nicht verbindlich erachte.
Nun legt die Fraktion GB/JAeine
Antragsliste vor, womit das Ziel
«nurum890’000 Franken unter-
schritten wird», wie es in einer
Mitteilung heisst. Das GB trage
einen «grossenTeil der Sparvor-
haben des Gemeinderats mit»
und unterstütze zusätzliche
Sparvorschläge im Rahmen von
rund 2,5 Millionen Franken,
schreibt die Partei.

Laut GB/JA-Co-Fraktionsche-
fin Lea Bill kann dabei ein Stel-
lenabbau beim Amt für Wirt-
schaft nicht grundsätzlich ver-
mieden werden, wenn die Stadt
an ihremSparziel festhaltenwill.
«Die Sparvorschläge des Ge-
meinderats im Sozialbereich lau-
fen auch auf einen Stellenabbau
hinaus.» Die Fraktion GB/JAwol-
le aber nicht beim Sozialen spa-
ren. «In diesem Bereich können
von relativwenig Geld vieleMen-
schen unterstütztwerden.» Dies
sei auch längerfristig finanzpoli-
tisch sinnvoll, sagt Bill.

Wieweiter?
Nebst dem Budget wird diese
oder nächsteWoche auch der Fi-
nanzplan für die Jahre 2021 bis
2024 beraten. Darin rechnet der
Gemeinderatmit Defiziten in der
Höhe von 32 bis 43 Millionen
Franken. Das GB möchte auslo-
ten lassen, wie die Obergrenze
für die Bruttoverschuldung gelo-
ckert werden könnte.

Zudem soll eine Erhöhung der
EWB-Gewinnablieferung und
eine Senkung der Standards
beim Gebäudeunterhalt geprüft
werden.Auch eine Erhöhung der
Unternehmenssteuern schliesst
das GB nicht aus. «Wir möchten
uns alle Optionen offenhalten»,
sagt Bill. Die SP wiederum sieht
Sparpotenzial beim Abbau von
Doppelspurigkeiten in der Ver-
waltung.

Ferientage dank Sparen beim Strassenunterhalt
Budget SP und GBwollen im Berner Stadtrat nicht beim Sozialen, sondern in der Direktion
von Stadtpräsident Alec von Graffenried und beim Strassenunterhalt sparen.

Wie hier auf der Viktoriastrasse klaffen oft Löcher auf den Strassen. Sie werden künftig wohl länger nicht ausgebessert. Foto: Beat Mathys

Der bernische Grosse Rat macht
sich für Asylsuchende stark, die
nicht in ihr Herkunftsland zu-
rückkehren können. Sie sollen
die Nothilfe von acht Franken
pro Tag auch dann erhalten,
wenn sie privat untergebracht
sind.Mit 79 zu 67 Stimmen bei 7
Enthaltungen überwies der Rat
am Mittwoch eine Motion von
SVP-Grossrat Walter Schilt. Der
Vorstoss fand Unterstützung bei
Mitgliedern fast aller Fraktionen.

DerRegierungsratwehrte sich
dagegen. Die Gesetzeslage sei
eindeutig: Nothilfe könne nur
beziehen, wer in einem Rück-
kehrzentrum lebe. Für die rund
120 Abgewiesenen im Kanton
Bern, die privat untergebracht
sind, komme sie nicht in Frage.

Nur der Kanton Bern lasse die
private Unterbringung von
rechtskräftig Weggewiesenen
überhaupt zu, sagte Sicherheits-
direktorPhilippeMüller (FDP) im
Rat. Wer auf seinen Platz in
einem Rückkehrzentrum ver-
zichte, brauche keine Nothilfe.

Müller stellt private
Unterbringung infrage
Sowieso sei die private Unter-
bringung problematisch. So ent-
stünden enge persönliche Bezie-
hungen, wodurch eine Ausreise
unwahrscheinlicherwerde.Auch
könnten Private versucht sein,
Asylsuchende aufzunehmen, um
das Budget aufzubessern.

Nichts wissen vom Vorstoss
wollten auch die Fraktionsspre-

cher von SVP und FDP. Gerade
habe der Kanton seinAsylwesen
neu strukturiert. Demnach soll-
ten rechtskräftig abgewiesene
Asylsuchende zügig ausgeschafft
werden. Dafür seien Rückkehr-
zentren eingerichtet worden.

Die Ratsmehrheit sah es an-
ders. Es gebe nunmalMenschen,
die nicht in ihre Heimat zurück-
kehren könnten, sagte Michael
Ritter (GLP) – auchwenn sie dies
noch so gern tun würden. Ritter
nannte das Beispiel der Tibeter
in der Schweiz. Auch Motionär
Schilt sagte: «Man muss Men-
schen mögen.» Nach seinen
Worten kommt der Kanton bei
privat untergebrachten Asylsu-
chenden nur für die Krankenkas-
senprämie auf.Alleweiteren Le-

benskosten übernehme derKan-
ton nicht, obwohl die Menschen
fürEssen undHygieneartikel auf
Nothilfe angewiesen seien. Die
private Unterbringung sei eine
geeignete Ergänzung zu kanto-
nalen Einrichtungen und gesell-
schaftspolitisch sinnvoll.

Viele der etwa 120 privat
Untergebrachten sind Eritreer
und Tibeter, wie Sicherheitsdi-
rektor Müller im Rat bestätigte.
«Nordafrikaner sindweniger be-
liebt.» In den Rückkehrzentren
leben derzeit 359 Menschen.
Dazu kommen Weggewiesene,
die noch eine Haftstrafe verbüs-
sen, sowie eine unbekannte Zahl
von Untergetauchten. Der Rat
überwies den Vorstoss als Mo-
tionmitWeisungscharakter. Der

Regierungsrat muss die Forde-
rung also nun umsetzen.

Damit war es eine Mitte-
Links-Mehrheit, die sich ausge-
rechnet in der umstrittenenAsyl-
politik im bernischen Grossen
Rat durchgesetzt hat – ein eher
seltener Fall. Eine Schlüsselrolle
spielte die BDP,wie ein Blick auf
dasAbstimmungsprotokoll zeigt.

Gespaltene BDP und ein paar
rechte Abweichler
Ungewöhnlich ist der Entscheid
auch wegen dem Absender der
Forderung: DerVorstoss stamm-
te von Walter Schilt, einem
Grossrat der SVP. Er steht nach
eigentlich hinter dem Asylkurs
seiner Partei, habe aber in der
Frage der abgewiesenenAsylbe-

werber ohne Aussicht auf eine
Rückkehr eine andere Meinung
als die SVP– auchweil er Betrof-
fene persönlich kennt. Schilt er-
hielt in der eigenen Fraktion kei-
ne einzelne Ja-Stimme.

Geschlossen für das Anliegen
stimmten SP, Grüne, EVP und
GLP. Sie appellierten ans «Gewis-
sen» der Bürgerlichen und for-
derten sie auf, sich zu enthalten.
Das taten ein SVP-Grossrat und
zwei Freisinnige. Vier weitere
Enthaltungen kamen aus der
BDP. Die Fraktion stimmte nicht
einheitlich, sie war wie die EDU
gespalten. Die Differenz von
zwölf Stimmen wurde möglich
durch das Stimmverhalten der
BDP und einigen Enthaltungen
auf der rechten Seite. (sda)

Mitte-Links-Koalition setzt Zeichen gegen strenge Asylpolitik – auch dank SVP
Kantonsparlament Unerwartete Niederlage für FDP-Regierungsrat Philippe Müller: Abgewiesene Flüchtlinge erhalten Nothilfe,
auch wenn sie privat untergebracht sind.

Die Anträge der bürgerlichen
Parteien zumBudgetwiderspie-
geln eine gewisse Ratlosigkeit.
Ausser dem obligaten Rückwei-
sungsantrag stellt die FDP keine
weiteren Anträge. Im «Wettren-
nen» umdiemeisten Kürzungs-
anträge «unterliegt» heuer die
SVP überraschend der Fraktion
BDP/CVP. Wie jedes Jahr stellt
auch die SVP einen Rückwei-
sungsantrag. Im Übrigen be-
schränken sich die Anträge der
Volkspartei imWesentlichen auf
Kürzungen bei der Verkehrspla-
nung und beim Fuss- und Velo-
verkehr.

Die Anträge der Fraktion
BDP/CVP hingegen atmen den
Geist der SVP von einst. So will
die Mittefraktion zum Beispiel

die Fachstelle Fuss- und Velo-
verkehr ganz abschaffen. Die
Ombudsstelle oder die Schul-
zahnklinik wiederum möchte
sie aus der Stadtverwaltung
ausgliedern. Bei der Ombudss-
telle vertritt die BDP/CVP damit
eine strengere Position als die
SVP, die dort lediglich sparen
will.

Die BDP/CVP übertrifft aber
auch Sparanträge der SVP in
mehreren Bereichen – etwa
beim Stadtplanungsamt. Zudem
sieht sie Sparpotenzial, wo sich
die SVP zurückhält – so etwa
beim Informationsdienst, beim
Amt für Umweltschutz, bei der
Kinder- und Jugendarbeit und
auch bei der Gemeinwesen-
arbeit. (bob)

BDP/CVP spielt den «Sparturbo»


